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Der neue Schlveizceische Republikaner.

Montag, den sz September ^8c>i. Sechstes Quartal. Den 6 Vendémiaire. X

Helvetische Tagsatzung.

Neunte Sitzung/ 25. Herbstmonat.

Präsident: Kühn.
Der Präsident legt der Versammlung folgende an

fle eingegangene Schriften vor:
1. Zuschrift der Cantonsla gsatzung von Uri, vom

r. August dalirt, und die Rükkehr der alten Ord,
Ming für den Canton verlangend.

2. Wunsch des Volks von Untcrwalden ob dem

Wald,, für die Rükkchr seiner alten Verfassung.
Gleicher Wunsch des Volks von Untcrwalden

«ib dem Kcrnwcà
4. Bemerkungen und Vorstellungen der Bürgerschaft

der Sladlgeweinde Schafhausen, über verschiedene

Theile des Verfassungsentwurfs.

5. Vorstellungen und Bitten von Bewohnern
des Argaus, die Wiedervereinigung des Argaus mit
Bern bezweckend.

6. Bitte der Gemeinde Rikenbach, im Distr. Tobel,
Canton Thurgau, um Einverleibung in den Distrikt
Wyl, Canton Sentis.

7. Begehren der Höfe Waldhausen und Hageln,
dem Canlon Zürich einverleibt zu werben.

8. Bitte der Wahl manner des Distrikts Interlachen,
um Wiederaufnahme ihres Abgeordneten in die Ber-
nische Tagsatzung.

y Gleiche Bitte der Wahlmänner des Distrikts
Nrienz.

10. Vorstellungen der Handwerker von Schafhauscn,
über einzuführende Gewcrbspolizeyverordnungen.
' li. Gleichartige Vorstellungen der Handwerker von

St. Gallen.
is. Vorstellungen der Einwohner von Isserten, über

einige im Waadtländischen Verfassungsentwurf entHass

tenc Verfügungen.

r;. Bemerkungen der Munizipalität nnd Gemeind-

Kammer von St. Gallen, über verschiedene Puncte
des Verfassungseiitwlicfs.

14. Zuschrift der evangelisch reformirten Kirchenvor«
sicher Helsetiens, die VerlMmssc der Kirche zum Staat
betreffend.

Die Berathung über den von der Versass,mgscom.
mißion bearbeiteten und vorgetragenen Entwurf wird
eröffnet und auf den Antrag eines Mitglieds beschloss

stn, daß vor allem aus, die Grundlagen und Haupt»
sätze, auf denen tue Verfassung beruhen soll, zu be«

handeln und zu bestimmen seyen. Zu dem Ende werden
die von dem gleichen Mitglied (dem B. Rengger,
dessen Meynung wir liefern werden) vorgelegten Grund,
artikel an die bestehende Commission gewiesen, um biS

nächsten Montag dieselbe» zu mtter suchen, und selbst

eine Reihe zu berathender Grundartikel vorzulegen. Zu-
gleich wird die Commission durch 4 vom Präsident
ernannte Mitglieder verstärkt. Diese sind die Bürger
Nengger, Wieland, Mo.ntenachu. Rültt.

Ein Mitglied trägt darauf an: die Tagfatzung solle

erklären, sie werde von nun an, keine collectiven und
überhaupt keine solchen Zu- und Bittchristen anneh»

men, die dem Gesetze über die Förmlichkeiten der Zu-
und Bittschriften, nicht gemäß abgefaßt sind.— Dieser
Antrag soll morgen behandelt werden.

Gesetzgebender Rath, 26. August.

(Forlsetzung.)

(Beschluss des Berichts der Unterrichtscommißion,
die Trennung der Gemeinde Notwyl von der Mut-
terkirche Sursee betreffend.)

Auch sind keine solche Gründe darinn angeführt,
durch die sich der Staat berechtigt glauben dürfte,
kraft der obersten Gewalt, über die Rechte und
Verträge dieser einzelne» Gemeinden zu verfüge»
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'lmd in dieser Rücksicht bleibt ber bettenden Gemeinde

Nvtwyl kein anderes Mittel übrig, als durch güili-
che Unterhandlung, von der Pfarrey Surfte auch in

Betreff der Beyträge, chve Trennung zu erhalten,
da sich diese in Betreff der gotlesdienfflichen Uebungen

dazu zu verstehen geneigt ist, bis wohin wir Ihnen
B. G. in Berathung dieses Gegenstandes nicht Mtjti.
treten' anrathcn.

Der Rath verwirst dicfts Gutachten und nimmt
folgenden Decrctsentwurf an:

D c c r e t s v o r s ch l a g.

Der gefttzg Roth — Auf die Bitte der Gemeinde
oder Bezirk Nvtwyl C. Luzern, sich von ihrer Mut.
terkirche Surfte trennen und eine eigne Pfarrey bilden

zu dürfen, nach angehörtem Bericht seiner Cvmnußion
über den öffenlliche» Unterricht;

In Erwägung, baß sowohl die Entfernung als auch

die unzulängliche Größe der Mutlerkirche zu Gunsten
dieses Begehrens sprechen;

In Erwägung, der angebotenen Verzichtlcisiung der

Gemeinde Nvtwyl auf das gemeinsam mit Surfte ge-
stiftete Gut der Mnttcrkirche, und daß keine wichtigern
Gründe vorhanden sind, die diese Trennung hindern
könnten; beschließt:

i. Der Gemeinde Nctwyl Cant. Luzern ist bewilligt,
sich von ihrer bisherigen Muftcrkirche Surfte zu trenne!!,
und eine eigne Psarrcy z» bilden.

s. Mit dieser Trennung bcgftbt sich die Gemeinde

Nvtwyl für nun und immer zu Gunsten der Muller-
Kirche aller ihrer Antheüsrechte und Ansprüche auf das

mit Surfte gemeinsam gestiftete Gut dieser Mucterkirche,
wogegen auch die Gemeinde Nokwyl künftig aller ihrer
bisherigen Verpflichtungen gegen diese Multerkirche
gänzlich besteht seyn soll.

Der künstige Pfarrer von Nvtwyl wird von den

dem Kloster Muri zustehenden Zchnden denjenigen An-
iyeil bestehen, den der bisherige Kaplan bezog.

4. Entlich sofl der diesmalige Küster der bisheri-
gen Mutterkirchr, fernerhin und so lange er an dieser

Stelle bleibt, denjenigen Theil seiner Besoldung, der
ihm aus der Gemeinde Nocwyl zukam, zu beziehen

haben — so daß dieser Beytrag der Gemeinde Nvtwyl
erst bey dessen Abgehen von dieser Stelle aufhören und
dann von keinem neuen Küster an der Kirche zu Surfte
weiterhin gefedert werden soll.

Folgende Botschaft wird verlesen tind an die Crim.
Gefttzged. Commißio» gewiesen :.

B. Gesetzgeber! Der Voll;. Rath glaubt Ihre Ans.
merksamkeil auf eine gegen Maria Scgcnreich von
Gündclhard wegen verübtem Kmderriiord verführte
Procedur und ausgefälltes Tvdcsucihcil, welches der
oberste Gerichtshof unter dem 7. August bestätigte,
ziehen zu müssen.

Das sreywilligt Eeständniß der unglükliehcn Segen,
reich und der vorgefundue Körper des entseelten Kindes
schienen dem obersten Gerichtshof hinlängliche Beweist
darzubieten, um g gen sie als rcchihch der That über,
wiesen, tie Strenge der Gesetze anzuwenden.

Die genauere Untersuchung der Procedur veranlaßte
jedoch beym Vollz. Rath die wichtigsten Zweifel über
die Vollständigkeil dieses Beweises, da besonders in
Fällen dieser Art nicht das Geständniß allein, fondern
die Erwahrung aller angegebenem Umstände und That,
fachen crfaderr wird. Indem er daher sein Hauptau»
genmerk auf den chirurgischen Bericht, als den we.
ftiitlichßen Beweis warf, so fiel ihm die Unvollstän.
dlgkeic des Visum und Rcpertum auf, das der Doctor
Hanhardr über den emftcltcn Körper des Kindes auf.
nahm. Nicht nur ist dasselbe schon darum fehlerhaft, daß
cS nur von einem Arzt ohne Beyseyn eines Chirurgi
vorgeno.imien wurde, sondern mehr noch dadurch,
daß eü weder den wirklichen Zustand des entseelten
Körpers des Kindes noch die eigentliche oder vermuth-
liehe Ursache des TodeS desselben bestimmt anglebt.
Der Voilz. Rath legt Ihnen B. G. zur nähern Be.
leuchtung dieser Sache cm Refponfum bes B. Decwr
Schiffer!« in Bern über die gemachte Obductivn dcS
B. Dr. Hanharbt vor, welches Sie von den höchstirrt-
gen und nachthciligen Behauptungen und Folgerungen
überzeugen wird, die die leztcre aufstellt.

Dieser zwar ausserproccdüiliche Akt giebt dem Vollz.
Rath den wichtigen Aufschluß, daß der Tod des Kim
des nicht Folge der Erstickung und miihin nicht durch
die Handlung der unglüklichcn Segenr.ich bewirkt ward.

Ein solcher Wwerspruch dürste schon wirklich den
Voll;. Rath degwäliigen, Milderung der gegen die
Segenreich verhängten Strafe vorzuschlagen; er findet
aber dazu noch neue Gründe in den Zweifeln, die
ihm üoer die Glaubwürdigkeit der Gestandn sse auffle.
len, die dieselbe ablegte.

Ungcachiel der Begierde, die die Jnquisttin an den
Tag legte, die Wahrheit, einzugestehcn so ergeben sich
doch ar.S ihren Antworten Widersprüche und Bericht!,
gangen, die weder gelöst noch in psychologischer Hin,,
sicht ukiterfucht wurden. Das Rükcrinnern an alles-,
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?as, was im Augrnblik des Gebährens inn. «nd ausser

ihr vorgieng, scheine ihr so schwer anzukommen, und
sie auf so dunkle und schwankende Vorstellungen zu

führen, daß es vor allem aus nöthig gewesen wäre,
den Gemüihszusiand zu prüfen, in welchem sie sich

damals, und jenen, in welchem sie sich während der

Gefangenschaft befand, wo Schrecken und Verwirrung
die sich ihrer in der unglüklichen Geburtsstunde bemäch-

tigt haben, noch immer ihre Seele zu fesseln scheinen.

In Proceduren dieser Art komme» eine Menge Be-
weise der Unzuläßigkcit und der Gefährlichkeit der

Eelbstgrständmsse vor daß auf diese nur mit der aus-

fersten Behutsamkeit rcflectirt werden darf. Auch in
der gegenwärtigen bemerkte der Vsllz. Rath unläugbare

Spuren eines sehr zerrütteten Gcmüthszustandes der

Segenreich der sich deutlich in verschiedenen Handlun-
g n, die sie angiebt, änssect, so wie die Tarife des

Kindes ohne Wasser, die Beerdigung desselben, wo
sie nur ein paar Zoll tiefes Gräblein öffnete, in wel-

chem es kaum recht zugedekt war, und aussagt, es

mit Koch (den 17. auf den ig. Ieimer?) verscharrt
zu hadm.

(Die Fortsetzung folgt

Bemeàiîgel! über das Urtheil welches das
Bezirksgericht Bern, deft 14. Herbftm.
über die Proteftatwnösache der Gemeind-
Verwaltung von Bern aussprach.

Der Vsllziehungsrath erklärte in feinem Beschlusse

vom -4. Juni (Vergl. R-publ.N.zs?. zgoS.-io. 269)
dirse Schriften nach ihrem Inhatt, ihrer Form und
tbrkm Zwek, der öffentlichen Ordnung und den be-

stehenden Gesetzen zuwider, und beschuldigt ncbenbey
die Urheber derselben eines Mißbrauchs der Gewalt.

Nun aber erklärt das Bezirksgericht Bern in seinen

Erwägungsgründen, 1) daß diese Protestation weder
èine durch die Gesetze als Vergehn qualisicirte, noch
ein durch tic Moral als solches tesignirte Thatsache sey;
2) daß die Gcmeindskammer verpflichtet gewesen sey,

gegen die Veränssernng der Domaine» in den Can-
tonen Argau Und Leman zu protestircn; z) daß sie

dazu als Corporation, die über die Rechte ihrer Coin-
mittenten zu wachen bestellt ist, rechtlich befugt sey;
und 4) daß ihr eine öffentliche Genugthuung gebühre.

Zu welchem hin es erkennt: i) Es habe gegen die

Gemeindskammer Bern keine Anklage statt weder
criminelle noch von ZuchlpoliM wegen. 2). Die sus.

pendirteti Glieder derselben soffen wieder in ihre SteK
im eingcftzt seyn. ») DiestS Urtheil soll zur S m is.
faktion der Gemcindskammer, auf Kosren des Staats
in alte öffentliche Blätter èingerà werden; so wie
auch daß der Staat 4) ik alte dieser Sache wegen
ergangene Kösten verfällt seyn soff

Dieses Urtheil, (welches Null an das E-mtonsqe.
richt appellirt worden) scheint vorerst auf einer falschen
Angade zu beruhe». Das Gericht scheint nemlich in
seinem zweyten Erwägungsgrund zu bebaup-m, daß
die Gemeindsverwàng nur gegen die Vecäuffrnng
der Domamen im Canton Argau und Lewa» protestier
habe, da hingegen diese Behauptung weder in der
bewußte» Protestation noch in den procedurlichen Acten
liegt, und aus diesen vielmehr erhellt, baß bie Pro«
lrstalion gegen die Losreiffung des Gebiets, der Rechte
und der Besitzungen der Stadt Bern und ihr aner--
kau,îles Territorium gerichtet ist. — Das Gericht bat-
sich aber auch gänzlich in der Untersuchung dieser Sarff,
von der Frage entfernt, die stiner Entscheidung unter»-
worsen war : ob nemlich diese Protestation nicht nach
ihrem Inhalt, ihrer Form und ihrem Zwek, der öi>
fmliicheu Ordnung und den bestehenden Gesetzen znwi»
der sey Das Bezirksgericht hatte drey Sachen prusten
sollen: 1) das Object Her vorliegenden Protestation x
2) die Bcsugniß der Gemcmdkammer, diese Protestai
tion auszustellen; und z) die Vcrglelchuug, des Fâ
mil den bestehenden Gesetzen.

Das Object dieser Protestation ist auf eine im»-

zwcydeutige Art in derselben angezeigt, und betritt das

Gebiet, die Rechte und Besitzungen, welche der Statt
Bern zugehören, und die sie als ein mmkaNntes Ter«-
ritorium besessen hat. Das Gericht hatte, wie es schein-,

vor allem aus, die Beschuldigten über die Bedeutung-
der Rechte vernehmen sollen, von denen hier die Rede
ist um zu wissen, ob sie sich im Allgemeinen auf all?
ehmaligen politischen und dmgiichm Rechte der Star:
Bern, oder nur auf die speciellen, die sie auf d c

Cantone Argau und Leman zu haben behaupten, be«-

ziehe», und worin» diese aîlfàlligcn Rechte bestehen '?

In jeder Rüksicht scheine» alle Reklamationen über Gc.
biet, Besttzuagcn, Territorium, nur dahin- zwqhen-
daß entweder Land und Leute als ein dingliches C-j.

gciuhum oder die Ausübiing-der Oderherrschaflsrechte
über Land und Leute angesprochen werdem

Aber dann entsteht«» beyden Fällen die zweyte Frage n
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